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                                                 BVerfG
                                            
	
                                                Vaterschaftsanfechtung
                                            


                        

                        
                            BVerfG verlangt stärkere Rechte für leibliche Väter
                        

                    

                    
                        
                            Leibliche Väter müssen ein effektives Recht haben, die Vaterschaft eines anderen Mannes anzufechten, sagt das BVerfG. Damit greift der Senat einer ohnehin anstehenden Gesetzesreform vor.
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                                                 LG Berlin
                                            
	
                                                Suizidhilfe
                                            


                        

                        
                            Arzt wegen Totschlags verurteilt: Wie frei war der letzte Wille der depressiven Patientin?
                        

                    

                    
                        
                            
Weil er einer depressiven Studentin beim Suizid geholfen hatte, hat das LG Berlin I einen Arzt wegen Totschlags in mittelbarer Täterschaft zu einer Haftstrafe verurteilt. Der Fall wirft auch ein Schlaglicht auf die bis heute vergeblichen Bemühungen um ein Suizidhilfegesetz.
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                                            Grundsteuerreform
                                        
	
                                            Schieflage
                                        


                            

                            
                                Trotz Länderkritik: Bund will Grundsteuer-Gesetz nicht ändern
                            

                            
                                Der Bund will trotz lauter Forderungen aus den Bundesländern an den Regeln für die neue Grundsteuer festhalten. Das Gesetz gebe den Ländern genügend Spielraum, die Steuerberechnung selbst an regionale Bedürfnisse anzupassen, argumentiert Finanzminister Christian Lindner (FDP).
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                                            VGH München

	
                                            Halemba
                                        
	
                                            Verdachtsberichterstattung
                                        


                            

                            
                                Fall Halemba: Staatsanwaltschaft durfte informieren
                            

                            
                                Dass gegen einen Landtagsabgeordneten ermittelt wird, ist für die Öffentlichkeit von Interesse – insbesondere, wenn es – wie im Fall des bayerischen AfD-Politikers Daniel Halemba – um den Verdacht der Volksverhetzung geht. Die Staatsanwaltschaft durfte daher in einer Pressemitteilung über den Fall berichten, bestätigt der VGH München.
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                                            VerfGH NRW

	
                                            Hochwasserkatastrophe
                                        
	
                                            Untersuchungsausschuss
                                        


                            

                            
                                10 Seiten sind zu wenig: NRW-Ministerin muss Ahrtal-Ausschuss mehr Akten liefern
                            

                            
                                NRW-Heimatministerin Ina Scharrenbach (CDU) hat dem Untersuchungsausschuss zur Hochwasserkatastrophe im Ahrtal zu Unrecht Akten vorenthalten. Die übersandten 10 Seiten erfüllten einen Beweisbeschluss nur unzureichend. Dadurch seien die Rechte von Ausschussmitgliedern verletzt, entscheid der VerfGH Nordrhein-Westfalen.
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                                            OLG Schleswig

	
                                            Rechtsanwaltsgebühren
                                        
	
                                            Schutzschrift
                                        


                            

                            
                                Eine Schutzschrift: Gebühren in mehreren Verfahren
                            

                            
                                Eine Schutzschrift, die in mehreren Verfahren herangezogen wird, löst auch mehrere Verfahrensgebühren für den verfassenden Rechtsanwalt aus. Das OLG Schleswig begründete diese Entscheidung mit dem Zwang, die Schutzschrift im zentralen Schutzschriftenregister einzureichen.
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                                            Abtreibung
                                        
	
                                            Strafbarkeit
                                        


                            

                            
                                Kommission empfiehlt Abtreibungen in ersten 12 Wochen grundsätzlich zu erlauben
                            

                            
                                Mit der Frage der Strafbarkeit von Schwangerschaftsabbrüchen haben sich Experten monatelang
auseinandergesetzt. Am Montag wollen sie ihre Ergebnisse vorstellen. Der "Spiegel" will vorab erfahren haben, dass eine Empfehlung die generelle Straffreiheit von Schwangerschaftsabbrüchen innerhalb der ersten zwölf Wochen vorsieht.
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                                            OLG Frankfurt a. M.

	
                                            Vaterschaft
                                        
	
                                            Zweifel
                                        


                            

                            
                                Vaterschaftsvermutung: Internet-Dating spricht nicht für Sex mit mehreren Partnern
                            

                            
                                Eine Dating-Plattformen zur Partnersuche zu nutzen ist längst keine Seltenheit mehr. Aber kann diese Kennenlernmethode schwerwiegende Zweifel an der gesetzlichen Vaterschaftsvermutung begründen, weil Mann annehmen kann, er sei nicht der Einzige, mit dem es zu Intimitäten kam? Nein, sagt das OLG Frankfurt am Main.
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                                            Dr. Lars Niesler
                                        


                                

                                
                                    Bekenntnis zu den Amtsgerichten
                                

                                Bis zu welchem Streitwert ist das Amtsgericht in Zivilsachen sachlich zuständig? Diese Frage kann jeder Examenskandidat beantworten: 5.000 Euro. Jahrzehntelang erschien diese Grenze unverrückbar. Jetzt ist endlich Bewegung in die Sache gekommen. Dr. Lars Niesler, Direktor des Amtsgerichts Mosbach, findet das in unserem Editorial nicht ambitioniert genug.
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                                            Agenda
                                        


                                

                                
                                    Die Termine der 15. Kalenderwoche
                                

                                Kann ein Verkäufer eines Oldtimers jegliche Sachmängelhaftung ausschließen, aber gleichzeitig behaupten, die Klimaanlage sei top? Das muss der BGH klären, weil im Streitfall Lüftung und Heizung dann doch ihre Macken hatten. Das BVerfG urteilt über die Rechte eines leiblichen Vaters gegenüber dem rechtlichen Papa. Gestritten wird außerdem über unerwünschte Reklamepost, Einnahmeausfälle von Hotelbetreibern durch Corona-Verbote und die Berechnung steuerbegünstigter Bereitschaftsdienste.
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                                            Markus Hartung
                                        


                                

                                
                                    Dulden, ohne zu liquidieren?
                                

                                „Immer mehr Verbraucher pochen auf ihr Recht – jetzt haben die Gerichte ein Problem“, lautete unlängst eine Schlagzeile bei CHIP, dem nach eigenen Angaben größten Verbraucherportal Deutschlands. Dass der Beitrag gefühlt etwas spät kommt, ist nicht so entscheidend, wir wissen ja, dass es nicht „jetzt“, sondern ein seit Jahren virulentes Thema ist und bisher niemand die silver bullet gefunden hat, um es in den Griff zu bekommen.
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                                Ausbildung & Karriere
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                                            Dr. Arnim Rosenbach
                                        


                                

                                
                                    Handwerk und Kunst juristischer Falllösung
                                

                                Ausdrücklich bekennt sich das "Hamburger Protokoll" – ein breit gefächertes Bündnis für eine Reform des Jurastudiums – vom 1.12.2023 zu einer Reduktion der Pflichtstoffkataloge. Es hält es für geboten, in der Ausbildung die Grundlagen- und Methodenkompetenz zu stärken (NJW-aktuell H. 11/2024, 19). Beginnt damit ein Paradigmenwechsel?
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                                            Prof. Dr. Christoph Degenhart
                                        


                                

                                
                                    "Alle Macht den Räten?"
                                

                                50 Jahre nach der Novemberrevolution wurde die Parole erneut skandiert, gerne verbunden mit der Aufforderung, einem sich ins Versmaß fügenden Vertreter der Staatsmacht die "Gräten zu brechen". Von so aggressiver Rhetorik sind selbst "Klimaaktivisten" mit ihren etwas diffusen Vorstellungen von losbasierten, verbindliche Entscheidungen treffenden "Gesellschaftsräten" weit entfernt – sie wären ohnehin verfassungskonform nicht realisierbar. 
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                                            Prof. Dr. Thorsten Ingo Schmidt
                                        


                                

                                
                                    Klima- und Verkehrspolitik mit Parkgebühren?
                                

                                Autos werden immer größer und schwerer – was angesichts von knappem Parkraum und schmalen Straßen zu immer mehr Problemen in unseren Innenstädten führt. Die Bewohner von Paris haben in einem Bürgerentscheid für eine drastische Erhöhung der Parkgebühren für hochmotorisierte Schwergewichte gestimmt. In deutschen Kommunen gibt es vergleichbare und weitere Überlegungen, um die Innenstädte autofreier zu machen. Prof. Dr. Thorsten Ingo Schmidt von der Universität Potsdam hat uns hierzu die Rechtslage erläutert.
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        Internet Explorer: Unsere Empfehlung

        ×
        
            Sie nutzen noch den Interenet Explorer 11 (IE11) und wir empfehlen Ihnen, bis zum 15. Juni 2022 auf den neuen Browser „Microsoft Edge“ oder eine aktuelle Version eines anderen gängigen Internet-Browsers (Firefox, Chrome, usw.) umzusteigen. Wir folgen damit den Empfehlungen des Unternehmens Microsoft, das ebenfalls schrittweise begonnen hat, die Unterstützung dieser Browserversion einzustellen. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an unsere Hotline unter der Telefonnummer 089-38189-421.
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